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Kantone unterstützen Revision des Asylgesetzes 
 
Die Kantone stehen hinter der Revision des Asylgesetzes, über die am 9. Juni abge-
stimmt wird. Die zur Diskussion stehenden Änderungen sind ein wichtiger Teil des 
Gesamtkonzepts zur Neugestaltung des Asylsystems der Schweiz. Ziel dieser Neu-
ordnung ist es, die Verfahren massiv zu beschleunigen, die Kantone zu entlasten und 
die Glaubwürdigkeit des Systems bei den Asylsuchenden und der Bevölkerung wie-
derherzustellen. 

Der Asylbereich ist eine gesamtschweizerische Verbundsaufgabe von Bund, Kantonen und 
Gemeinden. Bei allen verantwortlichen Akteuren besteht Einigkeit darüber, dass die Asyl-
verfahren heute zu lange dauern. Bund, Kantone und Gemeinden arbeiten deshalb ge-
meinsam daran, die Verfahren zu beschleunigen. Rasche und faire Verfahren schaffen 
Klarheit für die Betroffenen und erhöhen damit die Akzeptanz der Entscheide bei den Asyl-
suchenden. Nicht nur werden damit Kosten im Sozialhilfe- und Sicherheitsbereich einge-
spart, es erleichtert auch den Vollzug der Wegweisungen, für den die Kantone zuständig 
sind. Bund, Kantone und Gemeinden haben sich deshalb an der Asylkonferenz vom 21. Ja-
nuar 2013 auf eine gemeinsame Strategie bei der Neugestaltung des Asylbereichs geeinigt. 

Regierungsrat Hans-Jürg Käser, Präsident der Konferenz der Kantonalen Justiz- und Poli-
zeidirektorinnen und –direktoren (KKJPD), Regierungsrat Beat Villiger, Vizepräsident der 
KKJPD und Sicherheitsdirektor des Kantons Zug sowie Staatsrat Pierre Maudet, Sicher-
heitsdirektor des Kantons Genf haben heute dargelegt, wieso die KKJPD die Asylgesetz-
Revision unterstützt. Die zur Abstimmung stehende Revision schafft wichtige Grundlagen 
für die Gesamterneuerung des Asylbereichs und bildet einen unabdingbaren Teil der beab-
sichtigten Gesamterneuerung. 

Folgende Punkte der Vorlage sind für die Kantone im Einzelnen zentral: 

 Die Revision erleichtert dem Bund die Eröffnung und den Betrieb von eigenen Un-
terkünften. Dadurch muss er weniger Asylsuchende auf die Kantone verteilen und 
kann eindeutige Fälle an Ort und Stelle entscheiden. Rasche Entscheide haben eine 
hohe Glaubwürdigkeit auch für die Betroffenen. Dies erleichtert den Kantonen den 
Vollzug der Wegweisungen. 

 Die Revision erlaubt es dem Bund, die Standorte von Bundeszentren für zusätzliche 
Aufwände im Sicherheitsbereich zu entschädigen. Sie enthält auch eine Rechts-
grundlage für die Finanzierung von Beschäftigungsprogrammen in Bundeszentren, 
was unter dem Sicherheitsaspekt ebenfalls begrüssenswert ist. 

 Verschiedene Kantone haben eine Rechtsgrundlage für die Einrichtung von Zentren 
für die gesonderte Unterbringung von verhaltensauffälligen und renitenten Asylsu-
chenden verlangt. Diese Rechtsgrundlage ist ebenfalls Teil der Vorlage. 

 Die Revision erlaubt es dem Bund, die künftigen schnellen Verfahren ausführlich zu 
testen und im Hinblick auf die definitive Einführung Verbesserungen am System 
vorzunehmen. 
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Für weitere Auskünfte: 

▪ Regierungsrat Hans-Jürg Käser, Präsident KKJPD, Tel. 031 633 47 26 
▪ Regierungsrat Beat Villiger, Vizepräsident KKJPD, Tel. 041 728 50 21 
▪ Staatsrat Pierre Maudet, Sicherheitsdirektor Kanton Genf, Tel. 079 377 45 12 

 


